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¿^ 0^̂  sicßi üSez aßtatpeUiis^e ^niezessenien

D as Gespräch ist en tstanden  im  verzw eife lten  R ingen  um  d ie  agrarpolitisch e E inigung, 
dessen Ergebnis am  Jahresanfang noch v ö llig  offen w ar. W enn das Gespräch auch vielleich t 
m anche überholte D iskussion en th ä lt, so b ietet es doch eine gu te  D okum entation  über da s  
R ingen  selbst u nd  d ie  im  U ntergrund vorhandenen  M einungen und W ünsche. So w ird  
d ieses Gespräch auch heu te noch seinen W ert behalten  und ein  Stück Zeitgeschichte um  
d a s  Zustandekom m en E uropas bieten.
Es b le ib t d ie  F rage offen, ob  d ie  B ä r te  des R ingens und d ie  dadurch  bew irkte V erzögerung  
notw en d ig  gew esen  w äre in  A n betrach t des angestrebten  Z ieles. H enri S paak  beklag te  
sich b itte r  über „den Luxus von  A rgum enten“, den  d ie  N a tion a lstaa ten  in  je d e r  E inzelheit 
ins Gefecht führen, „u n d“ — so  stöhn t e r  — „welche F lex ib ilitä t sie d a b e i an  den  T ag  
legen! Je  nach dem  P rodukt, um  das es sich g erade  dreh t, w echseln sie im  H andum drehen  
das P rin zip .“ D abei w a r  es k lar, d a ß  das P rin z ip  d ie  O berhand behalten  m u ßte, d ie  sw eite  
S tu fe des E W G -V ertrages ohne V erzögerung in  K ra f t zu  setzen .

BUNDESREPUBLIK: Mehr Mut und Selbstvertrauen!

Für den Uneingeweihten mag es 
in den vergangenen Wociien oft 

den Anschein erweckt haben, daß 
die Bundesrepublik allein oder zu- 
mindesit doch weitgehend für das 
Verzögern der Verhandlungen ver­
antwortlich sei. Dem ist aber kei­
neswegs so. Vielmehr sind alle 
Partner — und das ist allzu 
menschlich — geneigt, die Pro­
bleme nur aus dem eigenen Er­
leben und Erkennen zu beurteilen. 
Da dem so ist, erscheint es ange­
bracht, die agrargeschichtliche Ent­
wicklung der letzten Jahrzehnte 
kurz zu streifen.

A b g esd tirm t vom  W eltm arkt

Der deutsche Bauer ist seit Jah r­
zehnten gegen die störenden Ein­
flüsse des W eltm arktes abge­
schirmt gewesen, d. h. von dem 
Auf und Ab der Preise ist er nicht 
betroffen worden. Dies hat zwei­
fellos seine guten und schlechten 
Seiten gehabt. So paradox es auch 
klingen mag, bis in die ersten 
Jah re  des letzten Jahrzehnts hin­
ein lag das deutsche Agrarpreis- 
niveau weit un ter dem des W elt­
marktes. Erst im  Laufe der Jah re 
zogen im  Bundesgebiet im  Zuge 
der allgemeinen Preiswelle, ins­
besondere durch die sich ständig 
verteuernden Kosten für Betriebs­
mittel und Löhne, auch die Preise 
für A grarprodukte an. H eute hat 
die deutsche Landwirtschaft inner­
halb der EWG neben Italien die

höchsten Agrarpreise aufzuweisen. 
Aber nicht auf die Höhe der Preise 
einzelner Produkte allein kommt 
es an, sondern auf das, was „unter 
dem Strich" bleibt.

Dies zeigt sdch besonders deut­
lich am Beispiel Frankreichs. Die 
französischen A grarpreise lagen 
lange Zeit auf bzw. zum Teil so­
gar über dem deutschen Niveau; 
erst durch die bekannten konjunk- 
turpoldtischen Maßnahmen und die 
W ährungsumstellung in Frankreich 
vollzog sich hier ein entscheiden­
der W andel zuungunsten der Land­
wirtschaft. Hierin sind letztlich auch 
die wahren Ursachen für d ie  stän­
digen Bauem unruhen in. den  latT;- 
teni Jah ren  zu suchen.

Im Gegensatz zu Deutschland 
und zum Teil auch im Gegensatz 
zu Italien sind die Landwirtschaf­
ten der übrigen Partnerländer, 
insbesondere der Niederlande, 
nicht auf den Binnenmarkt, son­
dern in  erster Linie auf den Ex­
port eingestellt. So gesehen muß 
die Bildung eines gemeinsamen 
Agrarm arktes schon von der Ein­
stellung der nationalen Landwirt- 
sdiaften zum M arkt her erheb­
liche Scärwierigkeiten mit sich 
bringen. Es w ar daher vorauszu- 
sehen, daß sich bei der Behand­
lung der Vorschläge der EWG- 
Kommission 'die Gemüter stark 
erhitzen w ürden und harte  Aus­
einandersetzungen bevorstanden. 
Jedoch hatte  man allgemein mit

einer Einigung vor Ende 1961 ge­
rechnet, wenn vielleicht auch mit 
einer politischen.

D ie A usw irkungen  des  
„R ichtpreises“

Für die deutsche Landwirtschaft 
stellt das Aufgeben einer liebge­
wonnenen und zugegebenermaßen 
recht bequemen Einrichtung: des 
„Ab-Hof-Erzeugerpreises“ ein nicht 
zu gering zu bew ertendes Opfer 
dar. Im Austausch dafür erhält 
sie einen sogenannten Richtpreis, 
der die m arktnah bzw. absatzgün­
stig gelegenen Betriebe bevorzugt. 
Welche Auswirkungen diese An- 
erkeruitnis des Richtpreises für die 
deutsche Landwirtschaft nach sich 
ziehen kann, mag folgende Über­
legung verdeutlichen.

Die Bundesrepublik als H aupt­
getreideim porteur der Sechserge­
meinschaft und mit infolgedessen 
verhältnism äßig hohen Getreide­
preisen hat als richtpreisbestim­
mendes Hauptverbrauchergebiet 
den Raum Duisburg vorgesehen. 
Die deutschen Erzeugergebiete lie­
gen in der M ehrzahl m arktfem  zu 
diesem Verbrauchergebiet (Schles­
wig-Holstein, Braunschweig, Bay­
ern  usw.). Die Erzeuger von Ge-, 
treide in  diesen Gebieten können 
daher in Zukunft nur noch mit 
wesentlich geringeren Erlösen rech­
nen als bisher.

In Frankreich dagegen deckt 
sich das eigentlidie Hauptverbrau- 
cfaergebiet, das Pariser Becken, 
mit den Haupterzeugergebieten.
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Da jedes Partnerland selbst das 
für die Höhe des Riditpreises aus­
schlaggebende Hauptverbraudier- 
gebiet bestimmen kann, haben die 
Franzosen hierfür den, Raum M ar­
seille auserkoren, der in  der Tat 
weitgehend mit Getreide aus Mlt- 
telfrankreidi versorgt werden muß. 
Agrarpolitisdi hat diese französi- 
sdie Entsdieidung aber auf lange 
Sicht gesehen insofern ganz erheb­
liche Folgen, als dadurch die- Ge­
treidepreise in den Indüstrieilen Bal­
lungszentren in  und um Paris so­
wie weiter ostw ärts für Erzeuger 
und Veibiaucher noch n ied riger 
gehalten werden, als es bisher 
schon der Fall war.

Wird das hohe deutsdie Getrei­
depreisniveau beibehalten, so ent­
steht ein Sog, der, sobald die Bin­
nengrenzen innerhalb der EWG 
fallen — und das w ird in abseh­
barer Zeit geschehen müssen! —, 
zu einem ganz erheblichen Ab sin­
ken der Getreidepreise in  Deutsch­
land führen muß. Diese Über­
legungen dürften auch den Deut­
schen Bauernverband zu seinem 
harten und jedem  Kompromiß ab­
holden „Nein“ zu dem Richtpreis­
system veranlaßt haben,

R egionale Zusam m enarbeit 
ist Voraussetzung

Eine wichtige Voraussetzung für 
einen funktionsfähigen gemein­
samen Agrarm arkt sind gleiche 
Startbedingungen und vor allem 
W ettbewerbsverhältnissei auf die­
sem Gebiet liegt aber noch man­
ches im argen. Schon im Sommer 
1961 hat d ie  Bundesregierung 
nachdrücklich darauf hingewiesen, 
daß die Erfüllung dieser im Laufe 
der letzten Jah re  w iederholt ge­
stellten Forderung eine der Vor­
aussetzungen ist, von  denen sie 
ihre Zustimmung zum Übergang

zur zweiten Etappe des Gemein­
samen M arktes abhängig machen 
muß, .

. Für einige Partnerländer ist es 
nämlich äußerst verlodcend, ein 
möglichst weitgehendes Auswir­
ken  von Angebot und Nachfrage 
auf d ie  Preise zu fordern. Diese 
Länder, die über ein auflerordent- 
lich straff organisiertes Genossen- 
sch,aftswes.en verfügen, das seinem 
W esen nach eine Mischung von 
echter Genossenschaft und staat­
licher M arktlenkung darstellt und 
das den heimischen M arkt zu 60 
bis 80 ®/o bestimmt, rechnen sich 
gute Absatzchancen im Bundesge­
biet aus. Im Bundesgebiet herrscht 
zur Zeit un ter dem Schutz der 
M arktordnung ein verhältnism äßig 
gesunder W ettbewerb zwischen 
Genossenschaften, Landhandel und 
allen übrigen M arktpartnem . Fällt 
die Marktordnung, weg, so hat der 
deutsche H andel dem straff orga­
nisierten genossenschaftlichen Han­
delsapparat der Partnerländer 
nichts Gleichwertige® enitgegenzu- 
stellen. Welche W irkung dies für 
die deutsche Landwirtschaft usw. 
hat, braucht wohl nicht w eiter ge­
schildert zu werden.

Nun ist es aber beileibe nicht 
ganz so schlecht um die deutsche 
Landwiitsch.aft bestellt, daß  sie 
sich völlig gegen einen Gemein­
samen M arkt sperren müßte, ü b e r­
all im  Bundesgebiet sind Ansätze 
für eine regionale Zusammen­
arbeit anzutreffeni. Es gilt also 
lediglich, ein  wenig Zeit zu ge­
winnen, um den vorhandenen Vor­
sprung der Partner aufzuholen. 
Bundespräsident Lübke hat daher 
auch m it Recht festgestellt, daß 
die deutsche Landwirtschaft ange­
sichts ihrer bisherigen Leistungen 
sich in  Sachen EWG getrost ein 
wenig mutiger zeigen könnte.

Sorge vor den  A ufgaben  
d e r  Z ukunft

Die eigentliche Ursache für alle 
landwirtschaftlichen Vorbehalte, 
gleich von welchem Land sie vor­
getragen werden, dürfte letztlich 
die innere Unruhe und Sorge der 
Bauern sein, mit den Aufgaben, 
die die Zeit stellt, nicht mehr 
fertig zu werden, kurzum, mangeln­
des Selbstvertrauen!

überall in  Europa befindet sich 
die Landwirtschaft noch im Zei­
chen der „industriellen A grar­
revolution"! nach der Mechani­
sierung, die das alte überkom­
mene landwirtschaftliche Gefüge 
schon reichlich durcheinander­
brachte, kommen nun a ls  nächste 
Aufgaben die Konzentration und 
Spezialisierung auf d ie  Lanidwirt- 
schaft zu. Diese Aufgaben lassen 
sich aber nur lösen, wenn zu 
kleine Betriebe zu größeren Ein­
heiten zusammengelegt werden. 
Die „weichenden" Bauern brau­
chen aber durchaus nicht aus der 
Dorfgemeinschaft auszuscheiden, 
sondern sie können entweder als 
Pendler in  einem. Nachbarort eine 
einträgliche Beschäftigung finden 
oder sich auf einen von der Bo­
denproduktion losgelösten Be­
triebszweig umstellen (Intensiv­
geflügelhaltung usw.). In vielen 
Gegenden w ird es auch möglich 
sein, den  Hof in  eine Fremden­
pension umzuwandeln, denn glück­
licherweise sind viele der land­
wirtschaftlich „schlechten" Gegen­
den landschaftlich besonders reiz­
voll und als Erholungsorte für die 
gehetzten Stadtm ensdien unserer 
Zeit geeignet. Es sind also letzt­
lich die bekannten Fragen der 
Agrarstruktur, die sich bei der Bil- 
dimg des Gemeinsamen M arktes 
besonders nachhaltig stellen tind 
größte Schwierigkeiten bereiten.

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A M BU RG ER  G IRO BANK

Z E N T R A L E :  H A M B D R G l l .  A L T E R  W A L L  2 0 - 3  0,  T E L E F O N  3 6 1  061
32 F I L I A L E N  DN D  Z W E I G S T E L L E N  I N G R O S S  ■ HAM B U R G ,  C U X H A V E N  UN D  K I E L
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Dies hat auch die EWG-Kom- 
mission erkannt und zur Lösung 
dieses Problems den gemeinsamen 
Agrarfonds vorgeschlagen. Gegen 
diesen Fonds als solchen hat sich 
niemand ausgesprochen, wohl aber 
gegen den vorgesehenen Finan­
zierungsmodus. Hier glaubt be­
sonders die Bundesrepublik als 
größtes Agrarimportland der EWG, 
über Gebühr zur Finanzierung 
herangezogen zu werden.

Um diese Klippe n id it nur zu 
kritisieren, sondern rechtzeitig 
durch vorausplanende Maßnahmen 
zu umsegeln, hat der Hamburger 
Kaufmann, Dr. h. c. Toepfer gefor­
dert, in den nächsten Jah ren  — 
d. h. solange es noch einen geson­
derten deutschen G rünen Plan 
geben wird •— an  Stelle der Pro­
duktionsm ittelsubventionen einen 
reichlich m it M itteln versehenen 
Fonds zur Finanzierung des Spe- 
zialisierungs- und Konzentrations- 
prozesses zu bilden. Diese Forde­
rung kann nicht nachdrücklich ge­
nug unterstützt werden, denn einer 
gesunden Landwirtschaft dürfte, 
oder besser sollte, es nichts aus- 
machen, auch eirunal etw as mehr 
in  den  gem einsamen Topf zu 
zahlen.

Die agrarpolitischen Probleme 
sind überall die gleichenj durch 
den Gemeinsamen M arkt stellen 
sie  sich nur eher und in  einer 
stärkeren Form. Vielleicht sind 
w ir eines Tages dankbar, daß die 
EWG uns schon 1961 diese Ent­
scheidungen , aufgezwungen hat. 
Die jetzigen Vorbehalte sollten 
deshalb nur als das gew ertet w er­
den, was sie wirklich sind, nämlich 
das, wenn auch späte, Eingeständ­
nis der verantwortlichen Stellen 
in  den Partnerländern, d ie  Land­
wirtschaft nicht rechtzeitig, und 
intensiv genug auf die kommen­
den Aufgaben vorbereitet zu ha­
ben. übera ll drängen bestimmte 
Probleme auf eine baldige Lösung; 
Probleme, die d e r eine Partner 
schon glänzend gelöst zu haben 
verm eint und deshalb unterschätzt 
und die ein anderer nicht zu 
haben glaubt, weil sein bisheriges 
agrarpolitisches System sie noch 
nicht deutlich hat zum Tragen 
kommen lassen.

Für d ie  F reiheit 
so ll kein  O pfer zu  g ro ß  sein!

Die agrarpolitischen Auseinan­
dersetzungen, an denen die EWG 
nicht scheitern darf und auch nicht 
scheitern wird, sind w eder auf 
einen Mangel an landwirtschaft­
licher Nutzfläche, noch einen Über­
fluß daran und auch nicht auf das 
Fehlen wirtschaftlicher Möglich­
keiten zurückzuführen, sondern
einzig und allein auf die Einstel­
lung und  den Bildungsstand der 
Landbevölkerung. Die ländliche
Bevölkerimg spürt im Tiefinner­
sten, daß etwas Neues, noch nie 
Dagewesenes sich ih rer bemächti­
gen will. Die gestellten Aufgaben

sind so groß, daß der einzelne sie 
nicht zu überschauen vermag iind 
sich selbst die Frage stellt, werde 
ich überleben?

Bei allen Auseinandersetzungen, 
und seien sie noch sc> ernst, soll­
ten  sich deshalb alle Beteiligten 
— und nicht zuletzt w ir Deut­
schen — vor Augen halten, daß 
heu te mehr auf dem  Spiele steht 
als niedrigere Erlöse und das Auf­
geben von einigen H undert Bau­
ernhöfen, d ie  ohnehin oft nicht 
m ehr wirtschaftlidi sind; es geht 
um  die Freiheit. Und für diese 
Freiheit sollten keine Opfer zu 
groß sein! (vS.)

Weltweite agrarpolitisdie Regelungen erfordcrlidil

N ich t nur in eingeweihten Krei­
sen w ar m an sich darüber im kla­
ren, daß die Agrarpolitik der 
EWG eine besonders harte Be­
lastungsprobe bringen würde. 
Diese Belastungsprobe mußte kom­
men, da sich die Agrarpolitik in 
d en  einzelnen Partnerstaaten  in 
den letzten Jahrzehnten recht un­
terschiedlich entwickelt hat.

D ie po litischen  H in tergründe

Die Bundesrepublik ist heute 
noch nach Großbritannien das 
größte Im portland für A grarpro­
dukte und koiuite daher ihrer 
Landwirtschaft an d er Außen­
grenze einen besonderen Schutz 
gewähren. F rankreid i dagegen hat 
sich immer mehr zum Agrar-Ex- 
portland entwickelt. W enn Deutsch­
land nach dem zweiten W eltkrieg 
nicht geteilt w orden w äre und 
vor allem noch über seine A grar-. 
räum e jenseits der Oder-Neiße- 
Linie verfügen könnte, hä tte  in 
Deutschland die agrarische Pro- 
duktionsentwidclung den gleichen 
Verlauf genommen wie in  Frank­
reich.

Die harten  agrarpolitischen Aus­
einandersetzungen können nur 
dann  richtig beurteilt werden, 
wenn man vor allem von der 
Situation der Landwirtschaft in 
Frankreich imd in der Bundesrepu­
blik  ausgeht. A bgesehen von den 
großen politischen Beweggründen

wurde seinerzeit der EWG-Ver- 
trag von  Frankreich in  wirt- 
schaftspolitischer Hinsicht vor al­
lem  in der Hoffnung unterzeich­
net, daß der französischen Land­
wirtschaft für ih re dam als zu 
erw artende Überschußproduktion 
e in  A bsatzventü in  der Bundes­
republik  geschaffen würde. In 
F rankreich . kam  m an zu der Er­
kenntnis, daß man die agrarischen 
Probleme allein  nicht m ehr be­
w ältigen konnte.

Die Bundesrepublik, die einmal 
d e r eigenen Land\virtschaft einen 
angemessenen Schutz gew ähren 
und zum anderen die bisherigen 
traditionellen Handelsbeziehungen 
mit dritten Ländern aufrediterhal- 
te n  will, gerät h ier in  einen w irt­
schaftspolitischen Interessengegen­
satz zu Frankreidi. Selbstverständ­
lich wird man entsprechend den 
Zielen des EW G-Vertrages den 
französischen A grarprodukten eine 
zunehmende Präferenz einräum en 
müssen. D aran läß t niem and einen 
Zweifel. S trittig sind das Ausmaß 
der Präferenzen und die Zeitdauer 
der Übergangsregelung.

Die deutsche Industrie hat be­
reits vor einigen M onaten ln  einer 
Stellungnahme darauf hingewie­
sen, daß es politisch nicht zu ver­
antw orten sei, w eitere Fortschritte 
der Integration Europas an  der 
A grarfrage scheitern zu lassen.
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Diese Sorge der Industrié bezieht 
sidi nicht ixur auf die weitere Ent­
wicklung der EWG, sondern vor 
allem auf die Beitrlttsabsiciten 
Großbritanmiens. Wie ernst es 
Frankreich mit seinen agrarpoli­
tischen Forderungen meint, macht 
die Ernennung des früheren fran­
zösischen Landwirtschaftsministers 
Rochereau zum neuen französi­
schen Kommissionsriiitglied deutlich.

Unser O dium : Hemmschuh
gemeinsamer A grarpolitik

Bei den Verhandlungen in Brüs­
sel wanderte der „schwarze Peter" 
von einem Land zum anderen. 
Wenn es auch der deutschen Ver­
handlungsdelegation gelungen ist, 
den bisher permanent in ihren 
Händen befindlichen „schwarzen 
Peter" loszuwerden, so darf das 
jedoch nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß die Bundesrepublik 
immer noch mit dem Odium be­
lastet ist, Hemmschuh der gemein­
samen Agrarpolitik zu sein.

Da sich Frankreich in einer sehr 
starken Verhandlungsposition be­
findet, zeigte sich die französische 
Delegation sehr unnachgiebig. 
Diese Uimachgiebigkeit war nicht 
zuletzt auch eine Folge des Miß­
trauens, das nach den EWG- 
Beschleunigungsbeschlüssen, vom 
20. Dez. 1960 aufkam, als in der 
Bundesrepublik die Auffassung 
vertreten wurde, die Beschleuni­
gungsbeschlüsse seien in bezug 
auf die Landwirtschaft „schwe­
bend unwirksam“.

Aber es wäre müßig, je tzt nach 
dem schuldigen Partnerland zu 
suchen. Die Dinge liegen zu sehr 
in den bisher unterschiedlichen 
Entwicklungen der nationalen 
Agrarpolitik der einzelnen Länder 
begründet. Im übrigen ist das Spiel 
mit dem „schwarzen Peter" nur 
noch bis zum Ende der zweiten 
Ubergangsstufe möglich.

Zu beachten ist der politische 
Verständigungswille der Partner­
länder trotz der großen Schwierig­
keiten. Es ist nicht so einfach, der 
Landwirtschaft die bisherigen) nati­
onalen Stützen zu nehmen, an 
deren Gebrauch man sie seit Jah r­
zehnten gewöhnt hatte. W enn viele 
grundsätzliche Probleme gelöst 
w erden konnten, so w ar das nur 
deshalb möglich, weil der politische 
Zwang unm ittelbar dahinter stand. 
Die Brüsseler Verhandlungen ha­
ben erneut bewiesen, daß Fach­
leute zwar notwendig sind; daß 
Fachleute aber keine politischen 
Entscheidungen) treffen können.

Ungelöste G etreidepreisfrage

Die eigentliche Kernfrage der 
künftigen gemeinsamen Agrarpoli­
tik, der Getreidepreis, blieb bisher 
weitgehend im Hintergrund der 
Beratungen. Das darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die 
Lösung dieses Problems dringlicher 
denn je  ist. Da über die Grundzüge 
der gemeinsamen Agrarpolitik eine 
Verständigung herbeigeführt wurde 
und man sich vor allem über die 
Anwendung des Preisabschöpfungs-

systems an der gemeinsamett
Außengrenze einigen konnte, wird 
die Höhe der Preisabschöpfung 
durch die Höhe der Getreidepreise 
bestimmt.

Hohe Getreidepreise würden 
auch eine hohe Preisabschöpfung 
bei den landwirtschaftlichen Ver­
edelungsprodukten auf Grund der 
Rohstoffpreisunterschiede zur Folge 
haben und damit zu einer erheb­
lichen V erteuerung der importier­
ten Veredelungsprodukte führen. 
Das würde ganz abgesehen von der 
zu erwartenden Erhöhung der Ver­
braucherpreise zu erheblichen han­
delspolitischen Schwierigkeiten 
führen. Eine derartige Agrarpolitik 
stände einideutig im Widerspruch 
zu den Zielen des EWG-Vertrages.

Die Industrie hat mehrfach in 
Stellungnahmen darauf hingewie­
sen, daß die bestehenden handels­
politischen Verflechtungen m it d rit­
ten Ländern ausreichend berück­
sichtig w erden müssen, und zwar 
unter Hinweis auf den A rtikel 110 
des Vertrages. Auf keinen Fall 
darf die Entwicklung dahin gehen, 
daß sich die EWG gegenüber den 
Ländern außerhalb der EWG ab­
schließt. Eine solche Politik stände 
nicht mit dem im V ertrag fest­
gelegten Z iel in  Einklang, „zur 
harmonischen Entwicklung des 
W elthandels beizutragen". Die 
Agrarwissenschaft hat bereits vor 
Jahren auf die Gefahren hinge­
wiesen, die bei einer Übertragung 
der verhältnism äßig hohen deut­
schen Getreidepreise auf den

Neue Ideen - 
neue Kontakte- 

neue Märkte
n

Internationales Angebot verwandter 
Konsumgüter-Branchen, gezeigtvon rd. 
3000 Ausstellern aus Europa und Über­
see. -  Sie können mehr sehen, besser 
vergleichen und günstiger einkaufen I

Messeausweise im Vorverkauf:
Kaufen Sie Ihren Messeausweis vorher, Sie 
sparen Gelcil Vorverkauf bei allen Industrie- 
und Handelskammern, Handwerkskammern 
sowie Groß-, Einzelhandels- und Handels­
vertreterverbänden.
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EWG-Raum für die europäische 
Agrarpolitik drohen, Es ist müßig, 
heute über das Überschußproblem 
zu diskutieren, wo derartige Über­
schüsse bereits da sind und ein 
eindeutiger Trend zu einer w eite­
ren Steigerung der Produktion fest­
zustellen i s t

Ganz abgesehen von den ökono­
mischen A spekten der Getreide­
preisfrage w ird ©s entscheidend 
darauf ankommen, ob die Partner­
länder überhaupt das hohe deut­
sche Preisniveau übernehmen wol­
len  und können.N achdem  jetzigen 
Stand der Dinge muß diese Frage 

.vernein t werden. Nach einem Bei­
tritt Großbritanniens und Däne­
marks sähe die Sache noch anders 
aus. Die Briten haben mit Frank­
reich bereits in  den ersten Mona­
ten des vergangenen Jahres Kon­
tak te  aufgenommen. Dabei haben 
sich beide Seiten für ein mäßiges 
Getreidepreisniveau ausgesprochen. 
Die Briten können mit Rücksicht auf 
die Länder ihres Comjmonwealth 
gar nicht anders. Ein autarker euro­
päischer Agrarraum  wäre für Eng­
land ein unmöglicher Zustand.

Z erstörte  Illusionen

Die französisch-englischen Kon­
tak te sind in der Bundesrepublik 
kaum bekannt geworden. Das paßte 
vor den Bundestagswahlen schlecht 
in das Konzept. W ir tun gut daran, 
uns von Illusionen zu befreien. 
Viele solcher Illusionen wurden 
bereits in Brüssel zerstört. Es hat 
keinen Sinn, und es ist auch tak­
tisch unklug, b is zum letzten 
Augenblick hinhaltenden W ider­
stand zu leisten und sich dann so­
zusagen in  letzter M inute ein „Ja“ 
abringen zu lassen. Das ist dann 
erfahrungsgemäß mit mehr Kon­
zessionen verbunden, als das bei 
einer elastischeren Verhaltensweise 
der Fall gew esen wäre.

W enn die Ind'ustrie bereits mehr­
fach auf die Notwendigkeit von 
Getreidepreissenkungen hingewie­
sen hat, für die nach Feststellung 
von Einkommensverlusten gleich­
zeitig finanzielle Ausgleichszah­
lungen an die Landwirtschaft über 
die Bundeskasse gezahlt werden 
sollen, dann lagen dafür keine 
hiandelspolitischen Interessen auf 
dem Getreidesektor vor. Die land­

wirtschaftliche Seite macht es sich 
mit solchrai Hinweisen zu bequem. 
Die Industrie ist der Überzeugung, 
daß das Volumen der deutschen 
G etreideernten bei sinkenden deut­
schen Getreidepreisen nicht abneh­
men wird. Die Industrie ist dar­
über hinaus auch davon überzeugt, 
daß sScfa bei sinkenden Getreide­
preisen die Importchancen auf dem 
V eredelungssektor insgesam t ver­
ringern, und zwar bezogen auf das 
Gebiet der Bundesrepublik. Im 
Grunde genommen müßte die In­
dustrie sogar die bisherige deu t­
sche Getreidepolitik gutheißen, 
weil es anders gar nicht möglich 
gewesen wäre, derart hohe Import­
quoten vor allem beim Geflügel­
fleisch und bei Eiern zu erhalten.

Im Rahmen der EWG sehen die 
Dinge jedoch ganz anders aus. 
W eltw eit betrachtet sind allerdings 
auch auf dem V eredelungssektor 
Produktionsüberschüsse vorhanden. 
Aber warum will man der deut­
schen Landwirtschaft die Absatz­
chancen vorenthalten, die der 
deutsch© M arkt noch bietet? Das 
ist die ganz entscheidende Frage, 
die sich der deutschen A grarpoli­

tik  stellt. N iem and käm e etw a in 
der Ind'ustrie auf den  Gedanken, 
die Produktion deutscher Auto­
mobile zu drosseln, weil sich in 
anderen Ländern der W elt die 
Automobilproduktion ausdehnt.

W eltw eite  A g ra rp o litik

Um aus dem gegenw ärtigen Agrar- 
dilemma der westlichen W elt her­
auszukommen, bedarf es w eltweiter 
agrarpolitischer Regelungen. Sonst 
läuft die westliche Agrarpolitik 
Gefahr, noch m ehr als bisher zu 
einem „Dumping-Unternehmen" 
größten Ausmaßes zu werden. Da­
mit w ürde den finanzstärkeren Län­
dern bzw. K ontinenten ein eindeu­
tiger W ettbewerbsvorsprung kon­
zediert. Ein derartiger Zustand 
der „Dumping-Konkurrenz“ wäre 
untragbar. Es m üßte daher auch im 
Interesse d er deutschen Landwirt­
schaft liegen, zu einer konsolidier­
ten gem einsamen europäischen 
A grarpolitik zu kommen, um ge­
genüber den anderen großen A grar­
exportländern, und zwar insbeson­
dere gegenüber den USA, zu einer . 
festen politischen Verhandlungs­
basis zu gelangen. (Wn)

FRANKREICH: Strukturpolitik wichtiger als Preisdiskussionen

V on Anfang an wußte man, daß 
die Agrarpolitik das heikelste Ka­
pitel des Gemeinsamen M arktes 
darstellt. Nicht zufällig überließen 
die Unterhändler des Rom-Vertra- 
ges die Regelung der Europäischen 
Kommission und dem M inisterrat 
und begnügten sich mit der Abfas­
sung sehr allgem einer Grundsätze. 
H ätten sie sich auf Einzelheiten ein­
gelassen, dann w äre die Unterzeich­
nung des V ertrages um lange Mo­
nate verzögert, wenn nicht ganz 
gefährdet worden.

Die agrarpolitischen Diskussionen 
für den Übergang zur zweiten Etap­
pe des Gemeinsamen M arktes 
w aren nur ein Kristallisationspunkt. 
Das Thema ist noch lange nicht 
abgeschlossen und w ird nodi m eh­
rere Jahre bis zur Verwirklichung 
einer vollständigen W irtschafts­
union auf dem Gebiete der Land­
wirtschaft aktuell bleiben. Es ist 
daher der Mühe wert, sich etwas

eingehender mit dem Standpunkt 
der beiden als entgegengesetzte 
Pole dienenden Länder, Frankreich 
und Deutschland, zu befassen. Er­
freulicherweise handelt es sich in 
beiden Fällen um klare V erhält­
nisse ohne H intergedanken und 
ohne falsche Vorwände.

D ie  kon troversen  S tan dpu n kte:
F rankreich braucht A usfuhren

Frankreich fordert für die land­
wirtschaftliche Produktion nicht 
mehr und nicht weniger ■als den 
Gemeinsamen M arkt. Noch stärker 
als Italien ist es der größte Liefe­
rant der Europäischen W irtschafts­
gemeinschaft und muß bei zuneh­
mender Produktivität seiner Bau- 
em betriebe mit wachsenden Über­
schüssen rechnen. Allein die Aus­
fuhr stellt eine Lösung dar, wenn 
auch wahrscheinlich nicht vollstän­
dig, so doch w enigstens teilweise. 
Diese Hoffnung stü tzt sich auf den
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Einfuhrbedarf der Partnerstaaten, 
besonders der Bundesrepublik, aber 
zusätzlich auch von Benelux und 
Italien, wobei im Zuge des wirt- 
sdiaftlichen Fortsdirittes für ver­
schiedene Produkte gleichzeitig eine 
Verbraucbssteigerung zur Anpas­
sung an den hohen französisdien 
Durdisdinitt erzielt werden soll, in 
der Bundesrepublik z. B. für Fleisdi, 
in Italien für Fleisch und Zucker. 
Andererseits beabsiditdgt die fran­
zösische Landwirtschaftj ihre Pro­
duktion auf den Bedarf des Gemein­
samen M arktes umzustellen: För­
derung der Fleiscäiwirtschaft und 
des Futtergetreides, um nur zwei 
Beispiele zu nennen.

Der Gemeinsame M arkt bedeutet 
für Frankreich die Begünstigung 
seiner Ausfuhren in die Partner­
staaten gegenüber der Konkurrenz 
von Drittländern und die völlige 
Freizügigkeit für den internen euro- 
päisdien W arenverkehr, unter Ver­
zicht auf nationale Einfuhrkontin­
gente, Sonderabgaben usw. Es han­
delt sich hierbei um zwei verseäiie- 
dene Ziele mit verschiedenen Aus­
wirkungen.

Die Gewährung einer Präferenz 
gegenüber D rittstaaten ist eine han­
delspolitische Angelegenheit, die 
die deutsche Landwirtschaft nicht 
unmittelbar berührt. Durch das in 
Brüssel erdachte System der Ab­
schöpfung mit verschiedenen Sätzen 
für Einfuhren aus D rittstaaten und 
aus dem Gemeinsamen M arkt bei 
der zusätzlichen Bestimmung, daß 
die Abschöpfung, d .h . die Sonder- 
belastung der Einfuhr, im inner- 
europäischen V erkehr schrittweise 
verschwinden muß, ist jedoch diese

Frage indirekt mit der Handelsfrei­
heit innerhalb des Gemeinsamen 
M arktes für A grarprodukte und der 
Festsetzung eines einheitlichen 
europäischen Preises verbunden. 
W ie dem auch sei, Frankreich ist 
der Überzeugung, daß es für die 
Landwirtschaft keinen Gemeinsa­
men M arkt gibt, solange die Er­
zeugnisse der französischen Bauern 
kontingent- und zollmäßig gegen­
über den Lieferungen von Dritt­
staaten auf dem deutschen oder 
italienischen M arkt nicht begünstigt 
sind. Diese Präferenz entspreche 
voll und ganz dem Geiste des Rom- 
V ertrages. Es w äre natürlich und 
normal, seine engeren Partner 
gegenüber anderen Lieferanten zu 
begünstigen.

H an delsfreiheit 
im  G em einsam en M arkt

Die zweite französische Forde­
rung, die Handelsfreiheit innerhalb 
des Gemeinsamen M arktes durch 
Beseitigung aller Zölle, Kontin­
gente und Abgaben, betrifft unmit­
telbar die deutsche Landwirtschaft, 
d ie einer scharfen europäischen 
Konkurrenz gegenübersteht. Man 
darf aber feststellen, daß sich in 
dieser Frage Frankreich viel ge­
schmeidiger zeigt als bei den Präfe­
renz, zumal da es selbst auf einen 
gewissen Schutz seiner Landwirt­
schaft für empfindliche Erzeugnisse, 
z. B. Obst und Gemüse gegen Hol­
land und Italien sowie W ein gegen 
Italien, W ert legt.

Frankreich glaubt übrigens nicht 
an die Möglichkeit einer rein libe­
ralen Lösung, sondern wünscht eine 
europäische Marktordnung, die die

m aterielle Zukunft der Bauern aller 
Partnerstaaten gew ährleistet und 
etwaige Überschüsse neutralisiert, 
damit sie nicht auf die Preise drük- 
ken. W as die Festsetzung der euro­
päischen Durchschnittspreise be­
trifft, besteht ein gewisser W ider­
spruch zwischen der französischen 
Regierung und der eigenen Land­
wirtschaft, die keine Einwendungen 
hätte, daß der höhere deutsche 
Preis als Richtschnur benützt wird. 
Schon mit Rücksicht auf die eigene 
Landwirtschaft ist Frankreich in der 
Preisfrage zweifellos Zugeständnis­
sen an die deutschen Bauern nicht 
abgeneigt.

G efahren d er  europäischen  
A u tark ie

Diesen französischen agrarpoliti- 
schen Forderungen stehen deutsche 
Schwierigkeiten im W ege. Niemand 
bestreitet ernstlich in der Bundes­
republik die moralisch'e und juristi­
sche Berechtigung der französischen 
Wünsche. M an sucht nur nach Mit­
teln und W egen, um diese agrar- 
politische Neuordnung so schmerz­
los und so langfristig wie nur mög­
lich durchzuführen. Die Bundesrepu­
blik leistet sich daher vor allem 
eine Verzögerungstaktik.

Sie wendet sich gegen eine euro­
päische Autarkie, selbstverständlich 
mit Rücksicht auf ihre bisherigen 
Handelsbeziehungen vuid aus der 

. Befürchtung heraus, daß eine zu 
starke Verlagerung der Getreide­
käufe auf Frankreich dem  deut­
schen Export nach Argentinien, 
Australien, Kanada und sogar den 
USA Schwierigkeiten bereiten 
könnte. Je  geringer die Präferenz
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der Partnerstaaten ist, desto größer 
bleibt die handelspolitisdie Bewe­
gungsfreiheit der Bundesrepublik. 
Bonn hätte es vorgezogen, lang­
fristige Verpflichtungen für ste i­
gende Käufe in Frankreich, den 
Niederlanden oder Italien einzu­
gehen, anstatt eine fühlbare Präfe­
renz allgemeiner A rt einzuräumen 
und auf diese W eise auf seine han­
delspolitische Bewegungsfreiheit zu 
verzichten. Eine derartige Lösung 
hätte jedoch keineswegs dem Geiste 
des Rom-Vertrages entsprochen.

Lebensinteressen  
d er  deutschen B auern

W as die Handelsfreiheit inner­
halb des Gemeinsamen M arktes be­
trifft, geht es Deutschland darum,
die Lebensinteressen seiner Bauern

0

ZU bewahren, d. h. sie nur schritt­
weise der freien, europäischen Kon­
kurrenz auszusetzen, nachdem sie 
die Möglichkeit hatten, sich durch 
Modernisierungs-, Rationalisie- 
rungs- und Konzentrationsmaßnah­
men der neuen Lage anzupassen. 
Die Bundesrepublik muß außerdem 
W ert darauf legen, daß der gemein­
same europäische Preis so hodi wie 
nur möglich angesetzt wird. Je  
höher er liegt, desto größer sind 
die Aussichten der deutschen Bau­
ern, konkurrenz- und lebensfähig 
zu bleiben.

Die Lage kompliziert sich durch 
einen wirtschaftspolitisch-doktrinä­
ren Gegensatz zwischen Frankreich 
und Deutschland. Frankreich sieht 
die ideale Lösung in einer umfas­
senden Marktordnung. Die deutsche 
Wirtschafts- und Agrarpolitik möch­
te weiterhin, wenigstens teilweise, 
mit dem Preis spielen, d. h. dem 
liberalen Grundsatz wenigstens teil­
weise treu bleiben. Gebe es nicht 
diesen Gegensatz, dann ließen sich 
die französischen Wünsche verhält­
nismäßig leicht mit den nicht zu be­
streitenden Lebensinteressen der 
deutschen Bauern vereinbaren.

Europäische N otw endigkeiten

Nach dieser Darlegung der deut­
schen und der französischen These 
sei abschließend auf die europäi­
schen Notwendigkeiten, die sich 
nicht immer mit den nationalen 
Vorstellungen decken, eingegangen. 
Selbstverständlich muß der Gemein­

same M arkt kollektiv um das 
Schicksal seiner Landwirtschaft be­
sorgt sein. Er kann sich jedoch 
nicht gegenüber der Umwelt abkap­
seln und sich der A utarkie hin­
geben.

Nach verschiedenen Berechnun­
gen nähert sich die europäische 
Produktion verhältnism äßig schnell 
der vollständigen Selbstversorgung, 
sieht man von tropischen Erzeug­
nissen ab, Kontinentaleuropa — der 
Beitritt Großbritanniens zum Ge­
meinsamen M arkt würde die V er­
hältnisse in mancher Beziehung 
ändern — kann jedoch aus handels­
politischen Gründen und auch aus 
Rücksicht auf wirtschaftlich schwä­
chere Länder auf Agrareinfuhren 
nicht verzichten. W enn es nicht 
dauernd unter Überschußproduk­
tion leiden will, muß es daher den 
Agrarexport ermöglichen und för­
dern. Einer Einschränkung der 
Eigenproduktion sind verhältnis­
mäßig enge Grenzen gesetzt, denn 
selbst bei rückläufiger A grarbevöl­
kerung ist die Rationalisierung der 
Landwirtschaft zwangsläufig schon

aus Am ortisationsgründen mit stei­
gender Produktion verbunden. Es 
handelt sich hierbei um ein allge­
meingültiges internationales Gesetz,

Um jedoch exportfähig zu sein 
und auch um wenig rentable Pro­
duktionen nidit preislich zu ermuti­
gen, wie es allzulange in den euro­
päischen Ländern geschah sowie 
heute noch geschieht, muß die euro­
päische A garpolitik für verhältnis­
mäßig niedrige europäische Durch­
schnittspreise Sorge tragen. H ier­
aus ergibt sich die Verpflichtung zu 
einer aktiven Strukturpolitik, d, h, 
zur methodischen Umstellung der 
Landwirtschaft, wobei moderne Me­
thoden allein nicht genügen. Es .be­
darf auch der Flurbereinigung, der 
Beseitigung kleiner Bauerngüter so­
wie des Verzichts auf wenig ren­
tablen Anbau in Gegenden, die ent­
w eder der Viehzucht oder, falls 
erforderlich, der Forstwirtschaft zu­
geführt werden. Unter diesen Um­
ständen ist eine langfristige und 
sinnvolle europäische Strukturpoli­
tik  wichtiger als Preisdiskussionen 
und überspitzte Präferenzen. (fr,)

NIEDERLANDE; Agrarpreise sollen Europa retten!

E s  stellt eine Anomalie dar, daß 
in einem hodiindustriellen W est­
europa die Landwirtschaft — die 
seit Jahrhunderten eine schwache 
Stelle ist und von anderen finan­
ziert werden muß — jetzt die Zu­
kunft der Gemeinschaft bestimmen 
soll.

Die Eigenart der Landwlrtsdiaft 
hat es mit sich gebracht, daß sie 
mehrmals periodische W irtschafts­
krisen verursacht, beschleunigt 
oder vertieft und immer der Bil­
dung einer wirklich sauberen 
Marktwirtschaft im W ege gestan­
den hat, indem ihre Exklusivität 
sie der W irkung eines freien 
Marktmechanismus entfremdete, 
Technik und W issenschaft haben 
ihre Produktionskapazität derart 
gesteigert, daß die Verwertung 
dieser Produktion damit nicht im 
Gleichschritt bleiben konnte. Und 
trotzdem war dieses Sorgenkind 
in Brüssel Gegenstand einer Kom­
promißlösung, die den EWG-Parf- 
nern zum ersten Male im großen

Integrationsprozeß wirkliche Opfer 
abverlangte, denn man kann 
schwerlich behaupten, daß bislang 
die beschleunigte Schleifung von 
Tarifm auem  für industrielle und 
nicht liberalisierte Erzeugnisse von 
den Partnerstaateni wirkliche O p­
fer gefordert hätte.

D ie Ü berw indung
des partiku laristischen  System s

W ie dem auch sei, die Errei­
chung eines gemeinschaftlichen 
Regimes war durch viele Ursachen 
an die Überwindung des alten 
partikularistischen Agrarsystem s 
aufgehängt worden, die mit einer 
Gewaltanstrengung gelungen ist. 
Sie mußte gelingen, denn trotz 
aller Dauerkonferenzen, N ational­
egoismus contra W eitsichtigkeit 
konnte W esteuropa , sich einen 
Fehlschlag politisch einfach nicht 
erlauben, wobei nicht vergessen 
werden darf, daß in manchen 
Kreisen die sich schon einmal als 
lebensgefährlich erwiesene Gesin­
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nung entstanden war; „Besser 
eine unvollkommene Lösung als 
überhaupt keine!“

Allerdings, wenn man hier die 
Landwirtsdiaft meint, so ist das 
eigentlidi nicht ganz riditig. Die 
landwirtsdiaftlidie M arktordnung 
soll nämlich über den Handel mit 
Agrarerzeugnissen und sozusagen 
über den Kopf der Landwirtschaft 
hinweg erfolgen; Eine unfaßbar 
komplizierte Organisation mit u. a. 
etwa 25 Rieht-, Mindest-, Schwei- 
len-, Schleusenpreisen — jedoch 
ohne einen wirklichen Preis — 
soll die bisherige unzusammen­
hängende Gesamtheit nationaler 
Marktorganisationen ersetzen.

Meinung verschiedener K reise

In den Niederlanden — wo die 
Landwirtschaft eine Leistungsfähig­
keit und eine Exportorientierung 
wie in keinem anderen EWG- 
Staat besitzt — sind die Urteile 
versdiieden. Man verhehlt sich 
nicht, daß dieser Übergang zu 
der zweiten Phase teuer bezahlt 
wird, wenm man die jetzigen Er­
gebnisse mit früheren niederlän­
dischen Landwirtschaftskonzeptio- 
nen vergleicht. Im allgemeinen 
kann festgestellt werden, daß bei 
der immer stärker kontinental 
eingestellten und grundsätzlich auf 
anderen Gruppen fußenden Land­
wirtschaft die Begeisterung größer 
als in den Kreisen des Handels 
und des Verkehrs ist.

In der Landwirtschaft hält man 
es für wichtig, daß die Handha­
bung der „escape"-Klauselni von 
der EWG-Kommission entschieden

wird und die gemeinschaftliche Poli­
tik weiterhin aus den nationalen 
Staatssäckeln finanziert wird. Da­
mit dürfte doch die Gefahr beho­
ben sein, daß d ie N iederlande und 
die Bundesrepublik als die größ­
ten Importeure diese Politik aus 
den Erträgen aus Abgaben für die 
Einfuhr aus D rittländern bezahlen 
müßten.

Daß die Verwaltungsausschüsse 
für d ie  allgem einen Regelungen 
unterliegenden Erzeugnisse nur 
eine beratende Stimme haben 
werden und deshalb gemeinschaft­
liche M aßregeln nicht behindern 
können, hält man in niederländi­
schen Landwirtschaftskreisen für 
glückiidi.

Demgegenüber befürchtet man 
in Kreisen des Agrar- und Lebens­
mittelhandels auf kurze Frist grö­
ßere Nachteile als Vorteile, w äh­
rend man auch d er w eiteren Zu­
kunft nicht ohne Skepsis gegen­
übersteht, vor allem  auf Grund 
der technischen Vorschriften: Ab­
gabensystem, verschiedene Preise, 
„escape"-Klausel, so daß die Part­
nerländer nach wie vor über zahl­
reiche M ittel zur Importbeschränr 
kung verfügen würden. Das gilt 
in erster Linie für den Absatz 
von Getreide, Schweinen, Eiern 
und Geflügel. Auf dem Gebiet des 
Gemüse- und Obsthandels hält 
m an die Entschlüsse zw ar nicht 
für ganz unbefriedigend, aber die 
M indestpreise (92 “/# des durch­
schnittlichen M arktpreises der letz­
ten drei Jah re  oder der Kosten­
preis) für zu hoch. Befriedigt zeigt 
man sich über die am 21. Juli 1962

in Kraft tretende Befreiung von 
Kontingentierung und Mindeste 
preisen der höchsten Q ualität von 
21 Produkten. An sich hält man 
das Fortbestehen von M indest­
preisen für enttäuschend, weil 
diese einen immerhin protektio­
nistischen Charakter besitzen. Tat­
sächlich kann man sich fragen, ob 
der Sättigungspunkt des betref­
fenden M arktes nicht der einzige 
objektive Maßstab für einen Min­
destpreis sein würde.

Lösung fü r den  größeren  R aum  . . .

Betrachtet man den rettenden 
Kompromiß von Brüssel in  einem 
größeren Rahmen, so ist es deut­
lich, daß das neue System unzu­
reichende Gewähr gegen eine 
Ausdehnung der Agrarproduktion 
bietet und, w as sich als sehr 
schwerwiegend erweisen dürfte, 
daß eine N eueinteilung , dieser 
europäischen Agrarproduktion auf 
der Grundlage der am meisten 
geeigneten und rentabelsten Ge­
biete und Betriebe nicht sehr 
wahrscheinlich ist.

Man kann sich hier wirklich 
fragen, ob man in  Brüssel unter 
dem Druck der politischen Ver­
hältnisse und Entwicklungen nicht 
zu sehr am Symptom, an vielen 
Symptomen, kuriert und dabei 
nicht berücksichtigt (oder sich ver­
gegenwärtigt) hat, daß die einzige 
wahrhafte Korrektur bei den USA 
liegen dürfte, nämlich durch den 
Druck, den sie auf die Gemein­
schaft ausüben werden, um die 
Einfuhr nordamerikanischer A grar­
produkte nidit einschränken zu

Wöchentliche Fracht-Schnelldienste nach den USA
Wöchentliche Abfahrten von Bremen, Bremerhaven and Hamburg direkt nach New York nnd ,
■Ddeieo amerikanischen Häfen. — Weitere Dienste von den USA nach Anstralien nnd FemosL

United States Lines
S3 m oderne  F rach ter verb in d en  v ier  E rd te ile

HAMBURG 
Telefon: 32 16 71 
Fernsdir.: 021 2873

BREMEN BREMERHAVEN
Telefon: 30 0811-17 Telefon: 4 69 51 
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müssen. H ier kommen audi die 
Interessen des sehr bedeutenden 
niederlämdiischen Getreidehandels 
und des größten kontinentalen 
Getreidehafens — Rotterdam — 
ins Spiel. H ier — und längst nicht 
h ier a llein  — argum entiert man, 
daß es nu r möglich sein wird, die 
europäischen Preise nicht zu stark 
vom W eltm arktniveau abweichen 
zu lassen und den internationalen, 
Handel aufrechtzuerhalten, wenn 
die Gemeinsichaft umfangreiche 
und langfristige V erträge mit den 
außereuropäischen Produktionsge­
bieten abschließt.

. . .  o d er Selbstbehauptung Europas

A kzeptiert man jedoch den poli­
tischen Drang zur Selbstbehaup­
tung Europas, vielleicht sogar des 
gesam ten Westens, so kann der 
Gedanke naheliegen, die aus den 
Kompromißlösungen auf dem 
A grargebiet zweifellos noch her­
vorgehenden Schwierigkeiten' für 
manche Kreise m ehr oder minder 
als vorübergehende Unbequem- 
lichkeiten zu betrachten. Diese 
Ansicht ist davon abhängig, wie 
hoch man dde Erfolgsmöglichkeiten 
d e r „25 Preise“, der Unterstüt- 
zungs- und  „escape“-Klauseln usw. 
veranschlagt. W ie eine maßgeb­
liche Wirtschaftszeitung in den 
N iedeilanden schreibt: „Augen^
blickiich würde m an bereits ein 
großer Optimist sein, w enn man 
das V erhältnis zwischen den Er­
folgs- und Mißerfolgsmöglichkei­
ten  m it ,fifty-fifty' veranschlagen 
w ürde.“

Sieg des übernationalen  E uropa

Auf jeden  Fall — und das muß 
auch d er diese Zeilen verfassende 
Skeptiker zugestehen — scheint 
d ie  Gemeinschaft zum ersten Male 
in ih rer allerdings noch verhält­
nismäßig kurzen Geschichte ein 
wirklich ernstes Dilemma über­
w unden zu haben. Darüber hinaus 
dürften die Verhandlungen über 
den — in  den Niederlanden heiß 
ersehnten — Anschluß Großbri­
tanniens an  die EWG wenn nicht 
schon erleiditert, so doch auf eine 
realere Basis gebracht worden sein. 
An der Kante der Nordsee ist man 
gewiß nicht blind für die Rehabili­
tierung der europäischen Idee 
oder für die Tatsache, daß der

EW C-M inisterrat in  der zweiten 
trbergangsphase mit qualifizierter 
Stimmenmehrheit entschedden kann.

Wichtig ist, daß kein  Land sich 
m ehr in  dem M aße w ie früher 
h inter nationalen „escape“-Klau- 
seln oder M indestpreisregelungen 
verstecken kann. W enn ein Mit­
gliedstaat nuiunehr seine Grenzen 
für die Einfuhr aus einem Partner­
land ab riegeln will, wenn seinem

M arkt eine Störung droht, wird 
er sein Anliegen vor der Europäi­
schen Kommission zu' begründen 
und sich deren Beschluß zu imter- 
werfen haben.

Aber der größte Erfolg der ner­
venzerreißenden Arbeit der Brüs­
seler „Europäer“ dürfte nach hie­
siger Ansicht doch der Sieg eines 
übernationalen Europa über ein 
„Europa des patries“ sein. (-e-)

EN G LAND ; Mit dem Commonwealth-Problem verflochten

D ie  Auseinandersetzungen über 
eine gemeinsame A grarpolitik in­
nerhalb der Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft wurden in Lon­
don mit Unbehagen beobachtet, 
denn d ie so ausgehandelte Politik 
soll ja  die Grundlage für den künf­
tigen Einschluß der englischen Land­
wirtschaft bilden.

B ritisches System : 
N iedrige V erbraucherpreise

Um diese Verhandlungen nicht 
unnötig zu belasten, hat sich die 
britische Regierung bisher auf all­
gemein gehaltene Erklärungen be­
schränkt. Lordsiegelbewahrer Heath 
ging bei der Begründung des briti- 
sdien Aufnahmeantrags auf land­
wirtschaftliche Belange nur insofern 
ein, als er auf den W ert von Stabi­
lität, vorausschauender Planung und 
stufenweiser Anpassung hinwies 
und das englische System niedriger 
Konsumentenpreise als nachfrage- 
fördem d pries; und Premier Mac­
millan erklärte auf Anfrage im Un­
terhaus, also zur Informierung der 
heimischen Interessenten, daß man 
dieses System garantierter Preise 
beim Beitritt zum Gemeinsamen 
M arkt wohl aufgeben imd der Pro­
duzent dann einen angemessenen 
Erlös beim Absatz Selbst erzielen 
müßte. Solange die W irtschaftsge­
meinschaft ihre Agrarpolitik nicht 
klarÄtellt, will sich England in die­
sem heikelsten aller Beitrittsprö- 
bleme auch nicht festlegen.

E rfolgreiche u nd  kostspielige  
A grarpo litik

Zu radikalen Reformen hat man 
in England sowieso wenig Lust, um 
so weniger als die britische Agrar-

politik überaus erfolgreich, aller­
dings auch ziemlich kostspielig ist.

Englands Landwirtschaft beschäf­
tig t nur 4 V» der erwerbstätigen Be­
völkerung, deckt aber etwa die 
Hälfte des Lebensmittelkonsums. 
Im letzten Jahrzehnt ist ihre Erzeu­
gung um ein Fünftel gestiegen, die 
Zahl d e r A rbeitskräfte dagegen um 
ein Sechstel gefallen. Gleichzeitig 
w urde d ie Agrarproduktion auf die 

. rentabelsten Gebiete konzentriert, 
d ie Struktur der englischen Land­
wirtschaft stetig verbessert und 
ihre Technisierung soweit voran­
getrieben, daß sie hinsichtlich ihrer 
A rbeitsproduktivität in Europa nur 
h in ter d e r dänischen und holländi­
schen zurücksteht.

Zuerst quantitativ  und dann qua­
litativ  hat die englische Landwirt­
schaft das ihr gesetzte Produktions­
ziel erreicht, ohne je  in  erheblichem 
Maß an  Überproduktion oder Fehl­
investitionen zu leiden. Sie ist heute 
in besserer Verfassung denn je.

D ie S teu erzah ler tragen  
'd ie  K osten

Den Preis dafür hat un ter dem 
britischen System garantierter Prei­
se nicht der Konsument, sondern 
der Steuerzahler zu tragen, und der 
Preis w ird von Jah r zu Jah r höher. 
Ausfallzahlungen, d ie  die Differenz 
zwischen garantierten und tatsäch­
lich erzielten Verkaufspreisen dek- 
ken, machen drei Fünftel aller staat­
lichen Zuschüsse an  d ie englische 
Landwirtschaft aus.

Nachdem das erstrebte Ziel in der 
Agrarproduktion erreicht ist, haben 
sich Regierung und Landwirte des­
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halb jetzt die Aufgabe gestellt, den 
Vertrieb zu rationalisieren. Ansätze 
dafür gibt es bereits in den gemein- 
wirtsdiaftlichen , Absatzkontoren, 
die den Verkauf von Hopfen, Kar­
toffeln, Milch, Eiern, Rindern und 
Sdiweinen — zwei Fünftel der ge­
samten heimischen Agrarproduk­
tion — regulieren, nötigenfalls 
übersdiüsse auffangen, Garan- 
tieansprüdie errechnen imd sich 
zum Teil auch im Ein- und Ausfuhr­
handel betätigen. Wenn England 
der Wirtschaf tsgemeinschaft beitritt, 
werden sich ih re  Funktionen auf 
alle Fälle ändern.

Ahttim m ung d er A grarpo litik  
m it d er EW G

Bevor hier eine Entscheidung auf 
lange Sicht fällt, muß aber die briti­
sche Agrarpolitik mit der EWG ab­
gestimmt werden.

Grundsätzlich verfolgt England 
die gleichen Ziele wie die großen 
kontinentalen Länder; ©ine orga­
nisch gesunde und wirtschaftlich 
leistungsfähige Landwirtschaft, da­
bei aber vernünftige Konsumenten­
preise, Entwicklung der heimischen 
Agrarproduktion, soweit ökono­
misch gerechtfertigt, und Schutz des

heimischen Erzeugers, falls ein sol­
cher kommerziell nötig und sozial 
und fiskalisch tragbar ist.

Die Beziehungen zum Common­
w ealth stellen eine Komplikation 
dar, die mit den aus bilateralen Im- 
port-Export-iRelätionen der Bundes­
republik erwachsenden Sonderinter­
essen manches gemein hat, aber 
keineswegs unüberwindlich ist.

In der M ethodik unterscheidet 
sich d ie britische A grarpolitik mit 
ihren garantierten Preisen, Zuschuß­
zahlungen, Absatzkontoren und 
Commonwealth-Bindungen dagegen 
von derjenigen kontinentaler Län­
der gewaltigi und hier könnten so 
große Schwierigkeiten erwachsen, 
daß man sich von vornherein auf 
eine lange Übergangszeit einrlchten 
und zunächst auf das Grundsätz­
liche konzentrieren sollte. W enn 
erst einmal Einverständnis über die 
entscheidenden Fragen des wün­
schenswerten Preisniveaus, des not­
wendigen Maßes von Lebensmittel­
bezügen aus Übersee und der 
Finanzierung des Absatzes der 
Überschußproduktion von Mitglied­
staaten  besteht, könnten die zweck­
mäßigsten M ethoden von den Ex­
perten  bald erarbeitet werden.

Als größter Importeur von Agrar­
produkten in der W elt kennt Eng- 
laiid aus eigener Erfahrung den 
Zwiespalt der Interessen, mit dem 
die Wirtschaftsgemeinschaft in  ihrer 
Agrarpolitik fertig werden muß. Er 
läßt sich nach englischer Erfahrung 
um so leichter meistern, je  lei­
stungsfähiger die heimische Land­
wirtschaft ist. Deshalb ist England 
für niedrige Preise und Zölle, die 
die notwendigen Reformen inner­
halb der Landwirtschaft fördern 
(aber auch für Schutz gegen Dump­
ing), und für Maßnahmen, die den 
Landwirten in  den weniger lei­
stungsfähigen Ländern die notwen­
digen K orrekturen erleichtern.

Nichts wäre verhängnisvoller, als 
diese wünschenswerten Anpassun­
gen aus politischen oder fiskalischen 
Erwägungen auf die lange Bank zu 
schieben. Die Fragen der Agrarpoli­
tik sind aber aus englischer Sicht 
auch so vielfältig mit dem Common­
wealth-Problem verflochten, daß sie 
keinesfalls vor diesem oder ge­
trennt von ihm geregelt werden 
können. Hier ist ein Grund mehr, 
warum die britische Regierung zö­
gert, eine endgültige Stellung zu 
beziehen. (A.)

Von einem Korrespondenten:

Produktivität und Versorgung auf den Agrarmärkten der EWG

Z ur Jahreswende is t die seit langem schwelende 
Auseinandersetzung um die Agrarpolitik in der 

EWG in ihr entscheidendes Stadium getreten: Der 
positive Ausgang, der agrarpolitischen Verhandlungen 
war für die EWG selbst schicksalhaft. Denn, gerade 
im Schatten der Verhandlungen mit England hätte  man 
sich schwerlich den Luxus leisten können, durch Ver­
tagung des Ubergangstermiins gewissermaßen einen 
teilweisen Rückschlag zuzugeben.

Das war die politische Problematik nach außen hin. 
Innerhalb der Gemeinschaft selbst geht es ebenfalls 
um eine politische Grundsatzentscheidung: allerdings 
nicht so sehr um den Gegensatz Verbraucher kontra 
Grüne Front, sondern lediglich um einen Übergang 
vom nationalen Protektionssystem  zu einem solchen 
der Gemeinschaft, das allerdings durch Verbraucher- 
rüdisichten in seiner M ethodik wie in seinen lang­
fristigen- Zielsetzungen — Hebung der Produktivität, 
Sicherung langfristig gteichmäßiger Versorgung — 
besitimmt wird.

Um wtelche konkreten Fragen geht es nun im einzel­
nen? Für den Außenstehenden, ja  für den Insider selbst 
löst sich das Gewirr der Diskussionen um die ver­
schiedenartigsten A rtikel allmählich in ein unüber­
schaubar w erdendes Labyrinth auf. Vielleicht kann 
man unter Aniknüpfung an das Produktivitätsproblem 
und die Versorgungsfragie am  ehesten, den Schlüssel 
zum Gesamitproblem finden.

U m w alaungen a u f dem  A grarsek tor

Gegenüber der Vorkriegszeit hat sich in  m andier Hin­
sicht eine Revolution im' A grarsektor vollzogen. Die 
H ektarerträge sind z. B. bei Kartoffeln und Gerste um 
rund 30 “/o, bei W eizen gar um 40®/o gestiegen. Neben 
der verstärkten  Verwendung von Düngemitteln war 
es vor allem  die überdim ensionale Steigerung des 
Maschineneinisatzes, die diese Revolution bewirkte; 
gegenüber 107 000 Traktoren vor dem Kriege sind 
heute rund 1,7 Mill. vorhanden. Dafür ging allerdings 
die Zahl der Zugtiere um ein V iertel zurück; anderer­
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